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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
Bundestag beschließt Grunderwerbsteuerreform bei den sog. Share Deals 
 
Mit den Stimmen der Koalitionsparteien hat der Bundestag am 21. April 2021 das 
Gesetz zur Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes verabschiedet. 

Die vom Bundestag beschlossene Gesetzesreform beruht auf der Grundlage der 
Beschlussempfehlung des Finanzausschusses vom 14. April 2021 (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

Die Zustimmung des Bundesrates steht noch aus. Ein Termin für die Beratung im 
Bundesrat wurde noch nicht bekannt gegeben. 

Fundstelle 

Homepage des Bundestages. 
  

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2021/04/15/gesetz-zur-aenderung-des-grunderwerbsteuergesetzes/
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2021/kw16-de-grunderwerbsteuergesetz-834810
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 22. April 2021 

 
 
Hat der Steuerpflichtige größere Erhaltungsaufwendungen nach § 
82b EStDV auf mehrere Jahre verteilt und verstirbt er innerhalb 
des Verteilungszeitraums, ist der noch nicht berücksichtigte Teil 
der Erhaltungsaufwendungen im Veranlagungsjahr des 
Versterbens als Werbungskosten im Rahmen seiner Einkünfte aus 
Vermietung und Verpachtung abzusetzen (entgegen R 21.1 Abs. 6 
Sätze 2 und 3 EStR 2012). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Eine der Einspruchsentscheidung beigefügte 
Rechtsbehelfsbelehrung ist nicht unrichtig i.S. des § 55 Abs. 2 Satz 
1 FGO, wenn darin ausgeführt wird, gegen die Entscheidung 
könne nur Klage beim FG erhoben werden, und das FA in der 
Einspruchsentscheidung sowohl über den Einspruch entschieden 
als auch den Vorbehalt der Nachprüfung aufgehoben hat. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Das FG entscheidet nicht unter Berücksichtigung des 
Gesamtergebnisses des Verfahrens, wenn es für die Abgrenzung, 
ob ein geänderter Einkommensteuerbescheid eine wiederholende 
Verfügung oder ein Zweitbescheid ist, allein den unveränderten 
Inhalt der Besteuerungsgrundlagen und nicht die aktenkundigen 
Begleitumstände des Bescheiderlasses in seine 
Entscheidungsfindung einbezieht. 
 
Zum Urteil  
 
 
 
 
 
 
 

Urteil IX R 31/19: Abzug 
des beim Tod des 
Steuerpflichtigen noch 
nicht berücksichtigten 
Teils der 
Erhaltungsaufwendung
en i.S. von § 82b EStDV 
 
 
 
 
10. November 2020 
 

Beschluss VIII B 
70/20: Inhalt der 
Rechtsbehelfsbe-
lehrung bei 
Aufhebung des 
Vorbehalts der 
Nachprüfung in der 
Einspruchsent-
scheidung 
 
 
05. Februar 2021 
 

 

 

Beschluss VIII B 38/20: 
Nichtberücksichtigung 
des 
Gesamtergebnisses 
des Verfahrens bei der 
Entscheidungsfindung 
 
 
 
 
04. Februar 2021 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110061/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150059/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202150055/
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Rechtsprechung im Blog 
 

EuGH: Umsatzsteuerliche Organschaft und finanzielle Eingliederung von 
Personengesellschaften mit natürlichen Personen 

Nach einer Entscheidung des EuGH ist es – unter Beachtung der Grundsätze der 
Rechtssicherheit, der Verhältnismäßigkeit und der steuerlichen Neutralität – nicht 
mit EU-Recht (hier: Artikel 11 Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie) vereinbar, dass 
eine Personengesellschaft nur dann zusammen mit dem Unternehmen des 
Organträgers eine Mehrwertsteuergruppe bilden kann, wenn Gesellschafter der 
Personengesellschaft neben dem Organträger nur Personen sind, die in dieses 
Unternehmen finanziell eingegliedert sind. 

Ausgangslage 

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hatte mit Entscheidung vom 21. November 
2019 (5 K 5044/19) dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) Fragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt, ob eine Beschränkung des Tatbestandsmerkmals 
„Organgesellschaft“ in § 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 Umsatzsteuergesetz (UStG) auf 
juristische Personen und Personengesellschaften, bei denen Gesellschafter 
neben dem Organträger nur Personen sind, die in das Unternehmen des 
Organträgers finanziell eingegliedert sind, mit den Vorgaben des Art. 11 der 
Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie (MwStSysRL) vereinbar ist. 

Die Entscheidung des EuGH ist insofern von bemerkenswerter Relevanz, als der 
V. Senat des BFH (Urteil vom 2. Dezember 2015 – V R 25/13) entschieden hatte, 
dass auch Personengesellschaften als Organgesellschaften in Betracht kommen, 
wenn bei ihnen Gesellschafter neben dem Organträger nur Personen sind, die 
nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG in das Unternehmen des Organträgers finanziell 
eingegliedert sind. Der ebenfalls für Umsatzsteuer zuständige XI. Senat des BFH 
hat hingegen bislang offengelassen, ob er der vorgenannten Rechtsprechung des 
V. Senats folgen will (vgl. BFH, Urteil vom 1. Juni 2016 – XI R 17/11). Nach der 
Rechtsprechung des EuGH dürfen Personengesellschaften nur dann von der 
Organschaft ausgeschlossen werden, wenn dies zur Verhinderung 
missbräuchlicher Praktiken oder Verhaltensweisen und der Vermeidung von 
Steuerhinterziehung oder -umgehung erforderlich und geeignet ist. Weitere 
Hintergrundinformationen zu der EuGH-Vorlage des Finanzgerichts, sowie die 
dazugehörigen Vorlagefragen lesen Sie in unserem Blogbeitrag vom 20. März 
2020). 

Das Finanzamt hatte im Ausgangsfall das Vorliegen einer Organschaft mit 
Verweis auf die Rechtsprechung des V. Senats des BFH verneint. 

Entscheidung des EuGH 

Der EuGH entschied, dass Art. 11 der Mehrwertsteuerrichtlinie einer nationalen 
Regelung entgegensteht, die die Möglichkeit für eine Personengesellschaft, 
zusammen mit dem Unternehmen des Organträgers eine Mehrwertsteuergruppe 
zu bilden, davon abhängig macht, dass Gesellschafter der Personengesellschaft 
neben dem Organträger nur Personen sind, die in dieses Unternehmen finanziell 
eingegliedert sind. 

Art. 11 der Mehrwertsteuerrichtlinie sehe zwar für die Mitgliedstaaten keine 
ausdrückliche Möglichkeit vor, den Wirtschaftsteilnehmern weitere Bedingungen 
für die Bildung einer Mehrwertsteuergruppe aufzuerlegen; sie können jedoch im 
Rahmen ihres Ermessens die Anwendung der Regelung über die 

https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/STRE202070010
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/03/20/eugh-vorlage-zur-finanziellen-eingliederung-einer-personengesellschaft-bei-beteiligung-natuerlicher-personen/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2020/03/20/eugh-vorlage-zur-finanziellen-eingliederung-einer-personengesellschaft-bei-beteiligung-natuerlicher-personen/


5 

Mehrwertsteuergruppe bestimmten Beschränkungen unterwerfen, jedoch nur, 
sofern diese den Zielen der Richtlinie entsprechen, die auf die Verhinderung 
missbräuchlicher Praktiken oder Verhaltensweisen und die Vermeidung von 
Steuerhinterziehung oder -umgehung abzielt, und sofern das Unionsrecht und die 
Grundsätze der Rechtssicherheit, der Verhältnismäßigkeit und der steuerlichen 
Neutralität beachtet werden. 

Missbräuchliche Praktiken und Steuerhinterziehung: Das vorlegende Gericht 
habe final zu prüfen, ob der vorgesehene Ausschluss bestimmter 
Personengesellschaften eine für die Ziele der Verhinderung missbräuchlicher 
Praktiken oder Verhaltensweisen und der Vermeidung von Steuerhinterziehung 
oder -umgehung erforderliche und geeignete Maßnahme darstellt. Dies, so der 
EuGH, könne aber nur dann vorliegen, wenn aus einer Reihe objektiver 
Anhaltspunkte ersichtlich ist, dass mit den fraglichen Umsätzen im Wesentlichen 
ein Steuervorteil erlangt werden soll. Die Gefahr der Steuerhinterziehung im 
Sinne von Art. 11 Abs. 2 der Mehrwertsteuerrichtlinie dürfe also nicht rein 
theoretisch sein. 

Grundsätze der Verhältnismäßigkeit: Eine nationale Regelung, mit der alle 
Personengesellschaften, zu deren Gesellschaftern natürliche Personen gehören, 
systematisch von den Vorteilen der Mehrwertsteuergruppe ausgeschlossen 
werden, geht über das hinaus, was zur Erreichung dieses Ziels erforderlich ist. 

Der Grundsatz der steuerlichen Neutralität soll gewährleisten, dass die 
Wettbewerbsbedingungen nicht verfälscht werden und verbietet es insbesondere, 
Wirtschaftsteilnehmer, die gleichartige Umsätze tätigen, bei der Erhebung der 
Mehrwertsteuer unterschiedlich zu behandeln. Im vorliegenden Fall, so die 
Tatsachenfeststellungen des vorlegende Finanzgerichts, tätigten beide Gruppen 
von Personengesellschaften die gleichen Umsätze und stünden miteinander in 
Wettbewerb. In einem solchen Fall verstoße es gegen den Grundsatz der 
steuerlichen Neutralität, wenn Personengesellschaften, deren Gesellschafter nicht 
alle in der geschilderten Weise finanziell eingegliedert seien, von der 
Inanspruchnahme der Regelung über die Mehrwertsteuergruppe ausgeschlossen 
werden. 

Weiterhin gehe aus der Vorlage des Finanzgerichts hervor, dass die Klägerin 
ihren Willen bei der GmbH & Co. KG durch mehrheitlich gefasste Beschlüsse 
durchzusetzen vermochte, so dass das Bestehen enger Verbindungen durch 
finanzielle Beziehungen vermutet werden kann. Der bloße Umstand, dass deren 
Gesellschafter theoretisch mittels mündlicher Vereinbarungen den 
Gesellschaftsvertrag so ändern konnten, dass Beschlüsse künftig einstimmig zu 
fassen waren, reicht nicht aus, um diese Vermutung zu entkräften. Insofern könne 
dieses Ergebnis auch nicht durch den Grundsatz der Rechtssicherheit in Frage 
gestellt werden. 

Fundstelle 

EuGH, Urteil vom 15. April 2021 (C-868/19), Finanzamt für Körperschaften Berlin. 

  

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=239917&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=3109570
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Berücksichtigung von im Rahmen eines Ehegattenarbeitsverhältnisses 
geleisteten Beiträgen für eine rückgedeckte Unterstützungskasse als 
Betriebsausgabe – Entgeltumwandlung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil zur Berücksichtigung 
von im Rahmen eines Ehegattenarbeitsverhältnisses geleisteten Beiträgen für 
eine rückgedeckte Unterstützungskasse als Betriebsausgabe Stellung 
genommen. 

Sachverhalt 

Die Kläger sind Eheleute und werden für das Streitjahr 2009 zusammen zur 
Einkommensteuer veranlagt. Streitig ist der Betriebsausgabenabzug der 
monatlichen Zahlungen des Arbeitgeber-Ehegatten an eine Unterstützungskasse 
in Form einer Entgeltumwandlung für die Altersversorgung. 

Nachdem die Kläger zunächst erklärungsgemäß veranlagt worden waren, änderte 
das Finanzamt dem Ergebnis einer Außenprüfung entsprechend die 
Steuerbescheide. Die geleisteten Zuwendungen an die Unterstützungskasse 
wurden im Hinblick auf § 4d Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) steuerlich nur teilweise (110 €/Monat) als 
abzugsfähig angesehen, da das Finanzamt sie nach Maßgabe des 
Fremdvergleichs der Höhe nach für unangemessen und daher nur in diesem 
Umfang für betrieblich veranlasst hielt. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg blieb ohne Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 

Werden im Rahmen eines Ehegattenarbeitsverhältnisses Gehaltsansprüche des 
Arbeitnehmers teilweise zum Zweck betrieblicher Altersvorsorge in Beiträge für 
eine rückgedeckte Unterstützungskasse umgewandelt, ist die Entgeltumwandlung 
grundsätzlich am Maßstab des Fremdvergleichs zu messen. 

Für die Fremdvergleichsprüfung bei Entgeltumwandlungen ist insbesondere das 
Regel-Ausnahme-Verhältnis zwischen regelmäßig anzunehmender 
Angemessenheit und nur ausnahmsweise gegebener Unangemessenheit der 
Umgestaltung der Entlohnung des Arbeitsverhältnisses zu beachten. 

Eine insoweit unangemessene Umgestaltung des Arbeitsverhältnisses kommt bei 
sprunghaften Gehaltsanhebungen im Vorfeld der Entgeltumwandlung, bei einer 
„Nur-Pension“ oder bei mit Risiko- und Kostensteigerungen für das Unternehmen 
verbundenen Zusagen in Betracht (vgl. BFH, Urteil vom 7. März 2018, I R 89/15, 
Rz 26). 

Im Fall echter nicht unangemessener Barlohnumwandlungen sind Beiträge für 
eine rückgedeckte Unterstützungskasse betrieblich veranlasst und ohne Prüfung 
einer sog. Überversorgung als Betriebsausgabe zu berücksichtigen (vgl. BFH, 
Urteil vom 10. Juni 2008, VIII R 68/06, unter II.3., Rz 22 f.). 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 28. Oktober 2020 (X R 32/18), veröffentlicht am 15. April 2021. 

  

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202110060/
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

 

 

 

 

 

 
 
 

 

 

Terminplaner 
  

Global Indirect Tax Health Industry 

Convention 

06.05, Webinar 

 

 

  

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
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https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 
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